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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

In der letzten Sitzungswoche in diesem Jahr 

stand noch einmal das „Klimapaket“ auf der 

Tagesordnung. Im Vermittlungsausschuss 

hatten sich Bundestag und Bundesrat auf 

einen Kompromiss geeinigt, so dass das 

„Klimapaket“ zum 1. Januar 2020 in Kraft 

treten kann. Die wesentlichen Änderungen 

gegenüber dem Ursprungsentwurf der Koalition sind die Erhöhung des CO2-Preises und der 

Pendlerpauschale sowie Entlastungen beim Strompreis in Milliardenhöhe. Ich denke, mit dem 

Kompromiss kann man zufrieden sein. 
 

Uns geht es darum, die Bürgerinnen und Bürger zu entlasten. Die Einigung sieht vor, dass die 

Pendlerpauschale ab 2024 noch einmal steigt. Auf diese Weise werden diejenigen entlastet, die 

unter dem zügigeren Anstieg der Kraftstoffpreise leiden - vor allem Menschen, die im ländlichen 

Raum leben und weite Wege zur Arbeit haben. Nach den bisherigen Planungen sollte die 

Pendlerpauschale von 2021 an um fünf Cent ab dem 21. Entfernungskilometer steigen. Neu ist, 

dass die Pauschale ab 2024 um weitere drei Cent auf dann insgesamt 38 Cent pro Kilometer ab 

dem 21. Entfernungskilometer erhöht wird. Mit dem Kompromiss ist auch der Weg frei für 

billigere Bahntickets im Fernverkehr und für Anreize zur Sanierung von Gebäuden. Gerade die 

billigeren Bahnfahrkarten sollen mehr Bürger dazu bringen, vom Auto oder dem Flugzeug auf die 

Bahn umzusteigen. Deutschland wird Vorreiter bei der Entwicklung von Umweltinnovationen 

und wird zeigen, dass man mit Technologie und Fortschritt Wirtschaftswachstum und CO2-

Reduzierung entkoppeln kann. 
 

Ich wünsche Ihnen an dieser Stelle gesegnete Weihnachten und Gottes Segen für das Jahr 2020! 

 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 

 

 

 

Meine Plenarreden im 
Deutschen Bundestag können 
Sie sich bequem auf meiner 
Webseite anschauen:  
 
https://www.sebastianbrehm.de/
5_18_Plenarreden.html 

https://www.sebastianbrehm.de/5_18_Plenarreden.html
https://www.sebastianbrehm.de/5_18_Plenarreden.html
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IT-SICHERHEIT  

Befugnisse des Rechtsstaates werden präzisiert  
 

Der Bundestag hat in dieser Woche über Bürgerrechte und IT-Sicherheit sowie den Schutz 
der Passwörter diskutiert. Die Große Koalition verfolgt dabei das Ziel, den Kampf gegen 
den Rechtsextremismus zu verstärken. 
 

 
 

 
Der innenpolitische Sprecher der CSU im Bundestag, Volker Ullrich, wies in der Aktuellen Stunde 

darauf hin, dass die Pläne der Koalition vor allem ein Ziel hätten: den Kampf gegen den 

Rechtsextremismus. „Wir wollen ein Maßnahmenpaket auf den Weg bringen, weil die Ereignisse 

der letzten Wochen und Monate uns tief erschüttert haben: die Gewalttat, der Mord in Halle, der 

Mord an Walter Lübcke und viele Hunderttausend Einschüchterungsversuche gegen aufrechte 

Demokraten im Netz, von Morddrohungen und Billigung von Straftaten ganz zu schweigen“, so 

Ullrich. Es sei klar, dass man vor diesen Bedrohungen nicht zurückschrecken werde. Der 

Rechtsstaat sei stark und handlungsfähig und werde dem Rechtsextremismus klar und deutlich 

die Stirn bieten.  

 

Eine Reihe berechtigter Maßnahmen seien geplant. „Wir wollen bei den 

Strafzumessungsvorschriften das Merkmal ‚antisemitisch‘ aufnehmen, damit wir den 

antisemitischen Gehalt einer Straftat erfassen und deutlich bestrafen können“, sagte Ullrich. 

Zudem würden in § 188 des Strafgesetzbuchs Kommunalpolitiker besonders geschützt. 

Diejenigen, die sich vor Ort für die Gemeinschaft einsetzten, müssten auch einen strafrechtlichen 

Schutz erfahren. „Sicherlich ist der politische Meinungsstreit ein Streit, der auch mit harten  
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Bandagen geführt werden darf und kann; aber die Grenze ist doch dort erreicht, wo die Integrität 

des anderen, die Würde des Einzelnen und die Billigung von Straftaten erreicht ist“, betonte der 

CSU-Innenpolitiker. So führe man keine politischen Auseinandersetzungen.  

 

Beleidigungen im Netz – ein weiteres Thema – hätten eine andere Wirkung als eine Beleidigung 

auf der Straße, weil die Zahl derer, die davon etwas mitbekämen, potenziell unbegrenzt sei. 

Mobbingopfer würden die Beleidigung im Netz viel stärker empfinden als eine Beleidung auf der 

Straße. „Deswegen ist es richtig, dass wir Leitplanken einziehen für eine ordentliche und 

anständige Diskussion, auch im Netz“, unterstrich Ullrich.  

 

Passwörter gehören zum geschützten Bereich der Persönlichkeit 

 

Zum Thema Passwörter wurde Volker Ullrich deutlich: „Es findet sich nirgendwo, weder im 

Telemediengesetz noch im Telekommunikationsgesetz noch in der Strafprozessordnung der 

Begriff Passwörter“, so der CSU-Innenpolitiker. Es gehe vielmehr um die Frage: Was sind 

Bestandsdaten und was sind keine Bestandsdaten? Passwörter und damit der Zugriff auf Konten 

und persönliche Accounts gehörten natürlich zum besonders geschützten Bereich der 

Persönlichkeit. Es könne nicht sein, dass hier ein Zerrbild gezeichnet werde, nach dem der Staat 

Zugriff auf alles haben wolle. Das sei bislang weder die jetzige Rechtslage, noch werde es zukünftig 

Rechtslage sein, so Ullrich. 

 

„Bereits jetzt ist es möglich, dass bei Vorliegen einer schweren Straftat, nach Bestätigung durch 

einen Richter ein Zugriff auf diese Daten erfolgt. Warum ist das richtig? Weil es bei schweren 

Straftaten entweder zur Aufklärung oder zur Verhütung immer auch eine Güterabwägung geben 

muss zwischen den Rechten des Einzelnen und dem Anspruch des Staates, solche Straftaten zu 

verfolgen“, erklärte Ullrich.  

 

Es gehe nicht darum, etwas auszuweiten, sondern es gehe darum, die Befugnisse des Rechtsstaats 

durch rechtsstaatliche Verfahren zu einem gemeinsamen Kampf gegen Rechtsextremismus zu 

präzisieren. Nichts anderes wird durch diesen Gesetzentwurf geregelt werden, unterstrich der 

CSU-Innenpolitiker. 
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MIETEN IN DEUTSCHLAND   

Wohnraum ist die soziale Frage unserer Zeit  
Der Bundestag hat am Donnerstag das Gesetz zur Verlängerung des 

Betrachtungszeitraums für die ortsübliche Vergleichsmiete verabschiedet. Kernpunkt der 

Diskussion war die Schaffung bezahlbaren Wohnraums. 

 

 
 

 

Die ortsübliche Vergleichsmiete als Maßstab für Mieterhöhungen im Bestand und die zulässige 

Neuvertragsmiete für die Mietpreisbremse sollen künftig anders berechnet werden. Der 

Betrachtungszeitraum soll von vier auf sechs Jahre verlängert werden. Damit werden die 

Mietpreise gedämpft. Um Transparenz auf dem Wohnungsmarkt zu erreichen, erwarten CDU und 

CSU vom Bundesministerium der Justiz jedoch eine ganzheitliche Reform des Mietspiegelrechts 

und nicht nur punktuelle Maßnahmen.  

 

Über die Frage des bezahlbaren Wohnraums wurde in den vergangenen Monaten sehr häufig im 

Plenum diskutiert. Alexander Hoffmann, Rechtspolitiker der CSU im Bundestag, hat am 

Donnerstag noch mal wesentliche Punkte in die Debatte eingebracht. „Zunächst einmal glaube ich, 

dass ich wirklich für alle Fraktionen spreche, wenn ich sage: Uns allen ist es ein Anliegen, 

bezahlbaren Wohnraum in Deutschland zu schaffen und sicherzustellen, denn wir alle haben 

erkannt, dass das die soziale Frage unserer Zeit ist“, so Hoffmann. Allerdings unterscheide man 

sich im Weg dorthin. 
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Die Forderung nach bezahlbarem Wohnraum sei die soziale Frage unserer Zeit, und es sei möglich, 

in einer sozialen Marktwirtschaft Stellschrauben zu drehen. Grundsätzlich regele es der Markt, 

aber wenn man merke, dass der Markt es nicht regele, dann sei es richtig, dass man unter sozialen 

Aspekten reguliere und verändere, sagte Hoffmann. „Deswegen ist es richtig, dass wir die 

Mietpreisbremse auf den Weg gebracht, eine Kappungsgrenze, eine Kappung der 

Modernisierungsumlage beschlossen haben, und auch das, was wir heute hier einbringen und 

beschließen wollen, nämlich die Ausweitung des Betrachtungszeitraums für die ortsübliche 

Vergleichsmiete, ist sinnvoll“, betonte der CSU-Rechtspolitiker. 

 

„Marktwirtschaftlicher Sozialismus“ oder „Planwirtschaft“ sind kein Weg 

 

Aber es werde in einer solchen Debatte – und das sei der zweite Punkt - immer auch festgestellt, 

dass bezahlbarer Wohnraum letztlich nicht nur mit Regulierungen geschaffen werden könne. Für 

die Union sei klar: marktwirtschaftlicher Sozialismus oder gar Planwirtschaft sind definitiv nicht 

der richtige Weg. Wir brauchen ein klares Bekenntnis zur sozialen Marktwirtschaft, mit dem 

gleichermaßen die Erkenntnis einher geht, dass es bezahlbaren Wohnraum nur geben kann, wenn 

man baut. Dieses Bauen gehe aber nicht nur mit Mitteln des sozialen Wohnungsbaus, sondern 

dafür brauche man auch private Investoren, die bereit seien, Geld in die Hand zu nehmen, um 

Wohnraum zu schaffen. Es müssen Anreize für Menschen geschaffen werden, die bereit seien in 

unseren Wohnungsmarkt zu investieren. 

 

„Versetzen Sie sich in diesen Tagen doch mal in einen Investor, der bereit ist, 14 Millionen Euro in 

den Wohnungsbau zu investieren. Glauben Sie, dass der in diesen Tagen tatsächlich einen 

ernsthaften Anreiz verspürt, das in Berlin zu machen, wo der Mietendeckel als Überschrift 

grassiert?“, fragte Hoffmann in der Debatte. In Berlin sehe man leider sehr schön, wie man es nicht 

machen sollte. Seit der Einführung des Mietendeckels in der deutschen Hauptstadt sei bekannt 

geworden, dass es 5,5 Milliarden Euro weniger Investitionen gebe und 12.000 neue Wohnungen 

nun doch nicht gebaut würden, verdeutlichte Hoffmann. 

 

„Ich möchte jetzt auf den dritten Gesichtspunkt zu sprechen kommen. Die Debatte krankt fast 

jedes Mal ein Stück weit daran, dass gerade die Grünen und die Linken mit einem erhobenen 

Zeigefinger in die Debatte gehen und immer den Eindruck erwecken: Wir wissen, wie es geht, ihr 

könnt es nicht“, so Hoffmann. Zur Wahrheit gehöre, dass es im ganzen Land keinen Ort mit einem 

grünen oder linken Oberbürgermeister gebe und kein Bundesland, in dem sie regieren oder eine 

Regierungsbeteiligung haben, von dem man sagen könne, dass dort die Herausforderungen um 

die angespannten Wohnungsmärkte effektiv und wirksam bewältigt würden. Selbstkritik und 

Gemeinsinn täten bei diesen Debatten ein Stück weit gut. „Es ist nicht gut, wenn man immer die 

Schuld auf andere schiebt. Ich glaube, dass wir hier in Berlin durchaus an den richtigen Schrauben 

drehen, aber lassen Sie uns die Privatinvestoren nicht aus dem Blick verlieren“, unterstrich 

Hoffmann. 
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WALD SCHÜTZEN 

Grundsatz Wald vor Wild gilt 
 
Der Bundestag hat den Antrag der Regierungskoalition "Unser Wald braucht Hilfe - 
Waldumbau vorantreiben" in dieser Woche verabschiedet. 
 

 
 
„Die heutige Diskussion zeigt, dass der Wald wieder in der politischen Diskussion ist, und vor 
allem, dass der deutsche Wald in die Herzen und die Köpfe unserer Bürgerinnen und Bürger 
gelangt ist. Das ist ein gutes Signal“, sagte Artur Auernhammer, agrarpolitischer Sprecher der CSU 
im Bundestag. Der Wald brauche entschlossenes Handeln. Schädlinge, Dürre und Stürme hätten 
zu massiven Schäden geführt. Daher würden die Anstrengungen beim Waldumbau verstärkt. Es 
seien zusätzliche Finanzmittel bereitgestellt worden, um den Waldumbau zu gestalten, ihn 
klimaschutzgerecht zu machen und um für den deutschen Wald eine Zukunft zu haben. „Deshalb 
gilt mein ganz besonderer Dank all den Menschen, die täglich im Wald arbeiten, die beratend 
unterwegs sind und die mit der Motorsäge, mit der Pflanzaxt draußen im Wald arbeiten“, betonte 
der CSU-Agrarpolitiker. 
 
Man müsse aber bei der Diskussion über die Zukunft des Waldes auch über folgendes nachdenken: 
„Wie können wir die Fläche unseres Waldes erweitern? Können wir dazu beitragen, dass wir auch 
Grenzstandorte, die landwirtschaftlich nicht mehr genutzt werden, wiederaufforsten? Auch eine 
Aufforstungsstrategie sollten wir hier voranbringen“, erläuterte Auernhammer.  
 
Wald schützen, Holz nutzen  
Wald zu schützen sei das eine, Holz zu nutzen das andere. Der Holzbau ist einer der wichtigsten 
CO2-Speicher, den wir haben, betonte Auernhammer. Hier könne man durch innovative  
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Bauverfahren das CO2 speichern und deshalb auch Klimaschutz betreiben. Aber es gelte auch: 
Irgendwann sei das Holz nicht mehr im Bau einsetzbar und es falle bei der Holzherstellung auch 
Abfall an. Die Holzenergie müsse stärker genutzt werden. „Ich bin dankbar, dass wir mit dem 
Klimaschutzpaket, das wir jetzt durch den Vermittlungsausschuss gebracht haben, auch den Weg 
weg von der Ölheizung hin zur regenerativen Heizung – dazu gehört auch die Holzheizung – gehen. 
Es ist ein guter Weg“, unterstrich Auernhammer. Der CSU-Agrarpolitiker wies auch darauf hin, 
dass ein Grundsatz gelten müsse: Wald vor Wild. Das bedeute aber nicht, dass alles totgeschossen 
werde, was an Schalenwild herumrenne. „Wir brauchen eine gewisse Waidgerechtigkeit, wir 
brauchen eine Ausgewogenheit unserer Wildbestände im Wald. Das geht nur in Zusammenarbeit 
von Waldbauern und Jägern“, so Auernhammer. Es funktioniere dort, wo Jäger und Waldbauern 
in die gleiche Richtung arbeiten. Eins sei wichtig: Ein klimatoleranter Wald müsse auch wachsen 
können. Da gelte es auch, die Wildbestände in der einen oder anderen Region zu reduzieren. Dazu 
sei der bestehende gesetzliche Rahmen ausreichend. 
 
 

 
Gesegnete Weihnachten und einen guten Start ins neue Jahr! 

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
 

   
 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung           
verwendet werden. Alle Fotorechte Sebastian Brehm, MdB, falls nicht anders angegeben.  
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